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Der 11. Parteitag der CDU steht im Zeichen des Aufbruchs und der Erneuerung. Für die Frauenpo-
litik der CDU bietet sich die Chance, neuen Gestaltungsspielraum zu gewinnen. Dabei halten wir an
dem Grundanliegen, die Lebensumstände für Frauen weiter zu verbessern, fest. Dazu gehört vor al-
lem, daß die Frauen ihren Einfluß in der Politik stärken.

Dieser Parteitag markiert eine Zäsur in der Geschichte der CDU. Ein Vierteljahrhundert lang hat Hel-
mut Kohl die Geschichte unserer Union geprägt. Viele politische Höhepunkte und Erfolge wären oh-
ne Helmut Kohl an der Spitze unserer Partei unmöglich gewesen. Er verstand es, die Partei immer
wieder neu zu reformieren und zu modernisieren und hat die CDU so zu dem gemacht, was sie ist -
die große Volkspartei der Mitte.

Zu den herausragenden Reformen unserer Partei zählt der Quorumbeschluß von 1996. In nur zwei
Jahren zeigt er erfreuliche Wirkung: Die Zahl weiblicher CDU-Abgeordneter ist von 13,9 auf 19,7
Prozent gestiegen. Die Bilanz der erstmals in den Bundestag eingezogenen Frauen ist positiv: Die
Quorumsregelung hat ihren politischen Weg in das Parlament geebnet. Dies betrifft gerade die Li-
stenplazierungen. In den aussichtsreichen Wahlkreisen hat sich das Bild noch nicht verändert. Nur
sechs Frauen der 245 Abgeordneten sind über ein Direktmandat in den Bundestag gewählt worden.

Wenn es bei den 1999 anstehenden Kommunal- und Landtagswahlen um die Rückeroberung von
Rathäusern, Kreis- und Landtagen geht, eröffnet sich für die CDU die Chance, mit engagierten Kan-
didatinnen neues Vertrauen zu gewinnen.

Die in den 14. Deutschen Bundestag gewählten CDU-Frauen spiegeln ein Stück gesellschaftlicher
Realität wieder: Nahezu drei Viertel sind verheiratet, knapp zwei Drittel haben zumeist erwachsene
Kinder. Ihr gesellschaftspolitisches Engagement auch außerhalb der Politik ist stark ausgeprägt,
wobei die Schwerpunkte in der kirchlichen Arbeit, bei Verbänden und Stiftungen sowie bei Verei-
nen und Initiativen liegen. Die CDU-Frauen sind seit vielen Jahren Mitglieder unserer Partei. Jede
fünfte ist zwischen 25 und 40 Jahre alt. Sie alle zeichnet starker Gestaltungswille, hohe Verantwor-
tungsbereitschaft und enormes Engagement aus.

Der vorliegende Bericht gibt einen detaillierten Blick auf die erfolgreiche Beteiligung von Frauen in
der CDU. Diese Entwicklung wollen wir fortsetzen.

Peter Hintze Christian Dürig
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Als sich am 7. September 1949 der 1. Deutsche Bundestag konstituierte, waren von den 410 Abge-
ordneten 28 Frauen und 382 Männer. Der Anteil der weiblichen Abgeordneten betrug damit 6,8
Prozent. Die Statistik über den Anteil der weiblichen Abgeordneten seit 1949 weist drei verschiede-
ne Trendphasen auf:

I eine steigende Tendenz zwischen der 1. und 3. Wahlperiode 
(1949: 6,8%, 1953: 8,8 %, 1957: 9,2 %)

I eine fallende Tendenz zwischen der 4. und 7. Wahlperiode
(1961: 8,3 %, 1965: 6,9 %, 1969: 6,6 %, 1972: 5,8 %) und

I eine steigende Tendenz ab der 8. Wahlperiode
(1976: 7,3 %, 1980: 8,5 %, 1983: 9,8 %, 1987: 15,4 %, 1990: 20,5 %, 1994: 26,3 %, 1998: 30,9 %)

Beträchtliche Unterschiede und teilweise gegenläufige Entwicklungen bezüglich des Anteils weibli-
cher Abgeordneten sind zwischen den einzelnen Fraktionen festzustellen.

Die SPD, die im 1. Deutschen Bundestag mit dem höchsten Frauenanteil von knapp 10 % startete,
konnte diesen bis zur 3. Wahlperiode noch bis zu 12,2 % steigern, um dann rapide auf 5,4 % in der
7. Wahlperiode (1972 - 1976) zu sinken. Um allein das Ausgangsniveau zu erreichen, brauchte die
SPD elf Jahre bis 1983. Der Quotenbeschluß von 1988 verhalf den SPD-Frauen zu einem entschei-
denden Durchbruch: In der 12. Wahlperiode waren 27,2 % der SPD-Abgeordneten Frauen. Diese
Entwicklung setzte sich in der 13. Wahlperiode mit 34,1 % und in der gegenwärtigen Wahlperiode
mit 35,2 % fort. 

Die FDP, die in den 1. Deutschen Bundestag zunächst keine einzige Frau entsandte (am Ende der
Wahlperiode waren es dann 3 Frauen), stagnierte bis 1976 auf einem Niveau von ca. 5 % und ent-
sprach damit in etwa dem Bundestagsdurchschnitt. Ab 1976 steigerte die FDP dann kontinuierlich
ihren Frauenanteil im Deutschen Bundestag von 10 % (1976) über 13 % (1980) und fiel dann
zurück auf 8,6 % (1983). Einen Aufwärtsschub erlebten die FDP-Frauen 1990 mit 20,3 %, wurden
1994 wieder auf 17 % 1994 reduziert, wovon sie sich 1998 mit erneut 20,4 % erholten. 

Die Grünen starteten bereits 1983 mit 35,7 %, als der Bundestagsdurchschnitt noch bei 10 % lag.
Bereits vier Jahre später waren mehr als die Hälfte (knapp 57 %) der Grünen Frauen. Dieses Niveau
konnten die Grünen auch in der 13. und 14. Wahlperiode halten. Einen vergleichbaren Start in den
Deutschen Bundestag gelang auch den PDS Frauen 1994 mit 43,3 %, den sie nunmehr auf 60 % stei-
gern konnten.

Zu Beginn des 1. Deutschen Bundestages saßen von der CDU/CSU Fraktion 11 Frauen auf den Ab-
geordnetenbänken; der Anteil von 7,7 % lag sogar noch leicht über dem Bundestagsdurchnitt von
6,8%. Dieses Niveau behielt die Fraktion mit leichten Auf- und Abwärtsschwankungen bis zur 11.
Legislaturperiode bei - also mehr als 40 Jahre (bis 1990) -, auch zu einem Zeitpunkt, als der Bun-
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destagsdurchschnitt immerhin bereits 15,4 % betrug. In der 12. Wahlperiode konnte sich dann die
Anzahl der weiblichen Abgeordneten der CDU/CSU Fraktion mehr als verdoppeln und erreichte ei-
nen Anteil von 13,8 %, der sich aber in der 13. Wahlperiode nicht veränderte. Erst im neugewähl-
ten Bundestag sind prozentual mehr CDU/CSU Frauen vertreten: 18,4 %. Dabei hat sich die
Quorumsregelung der CDU positiv für die CDU-Frauen ausgewirkt: während 19,7% der CDU-Abge-
ordneten Frauen sind, ist die Schwesterpartei ohne einen im Statut festgeschriebenen Frauenanteil
mit 12,7 % Frauen das absolute Schlußlicht im Bundestag. 
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2.1. Sozialer Hintergrund

In den 14. Deutschen Bundestag sind 39 CDU-Frauen aus 13 verschiedenen Bundesländern einge-
zogen. Bis auf Bremen und das Saarland werden alle Bundesländer von Frauen im Bundestag ver-
treten. 10 Frauen kommen aus den neuen Ländern. Aufgrund ihres sozialen Hintergrundes sind die
CDU-Frauen wie folgt zu beschreiben:

Die jüngste CDU-Abgeordnete ist 25 Jahre, die älteste 66 Jahre. Gut 20 Prozent der Frauen sind zwi-
schen 25 und 40 Jahre alt, sie repräsentieren die jungen Frauen. In der mittleren Altersgruppe (zwi-
schen 41 und 50 Jahre) befinden sich über 30 Prozent. Über 50 Jahre sind knapp die Hälfte. Die
zahlenmäßig am stärksten vertretene Altersgruppe ist die der 51 bis 55 jährigen (31). Drei Viertel
der CDU-Frauen sind zwischen 41 und 60 Jahre. (Tabelle 1)

Tabelle 1: Alter

Die CDU-Frauen im Bundestag haben ein hohes Bildungsniveau: mehr als 70 Prozent haben Abitur,
und fast ein Viertel haben einen Realschulabschluß. Alle jungen Frauen haben Abitur, und alle un-
ter 56 Jahre alten Frauen haben entweder einen Realschulabschluß oder Abitur. (Tabelle 2). Die
gute Allgemeinbildung setzt sich fort in einer guten Berufsausbildung: mehr als 70 Prozent haben
einen Hochschul- oder Fachhochschulabschluß. Berufs- und Fachschule haben gut 30 Prozent mit
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Erfolg abgeschlossen. Auch hier spielt das Alter keine große Rolle: Die jungen CDU-Frauen (bis 40
Jahre) haben alle einen Hochschul- oder Fachhochschulabschluß, aber auch die Mehrheit der
über 50 jährigen (Tabelle 3).

Tabelle 2: Schulbildung

Tabelle 3: Berufsausbildung
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Die berufliche Stellung der CDU-Frauen vor ihrem Einzug in den Bundestag ist überdurchschnitt-
lich: fast die Hälfte der Frauen waren Beamtinnen oder Angestelle in einer gehobenen oder leiten-
den Funktion, jede fünfte von ihnen war selbständig. Dagegen sitzt keine Landwirtin oder Fachar-
beiterin auf den CDU-Abgeordnetenbänken. (Tabelle 4)

Tabelle 4: Stellung im Beruf
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Drei Viertel der CDU-Frauen haben Eheerfahrung: 59 Prozent sind verheiratet; knapp 13 Prozent
sind geschieden, und eine Frau ist verwitwet. Unter den ledigen Frauen sind alle Altersgruppen ver-
treten. (Tabelle 5). Die Mehrheit der Parlamentarierinnen (59 Prozent) hat Kinder, keine Kinder
haben 41 Prozent. Von denen, die Kinder haben, haben jeweils 9 Frauen ein oder zwei Kinder, drei
Kinder haben 4 Frauen und vier Kinder hat nur eine CDU-Frau. Eine Ledige hat ein Kind im Alter von
14 Jahren; eine geschiedene Frau hat Kinder im Alter von 14 und 16 Jahren und zwei geschiedene
Frauen haben erwachsene Kinder. 23 Frauen haben insgesamt 41 Kinder: mehr als drei Viertel die-
ser Kinder sind über 18 Jahre, also erwachsen. Zwei Kinder sind im Grundschulalter (6 - 8 Jahre)
3 Kinder sind zwischen 11 und 14 Jahren, und 4 Kinder sind zwischen 15 und 18 Jahren. Sechs Par-
lamentarierinnen haben Kinder im Schulalter (6 - 18 Jahre) (Tabelle 6, 7). 

Tabelle 5: Familienstand

Tabelle 6: Kinder
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Tabelle 7: Alter der Kinder
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2.2. Politischer Hintergrund

Die CDU-Frauen sind in der Mehrzahl seit vielen Jahren Mitglied in der CDU. 41 Prozent sind zwi-
schen 11 und 20 Jahren in der CDU. Fast ein Drittel sind sogar vor mehr als 20 Jahren in die CDU
eingetreten. Selbst von den 8 jungen Frauen (bis 40 Jahre) gehören fünf zwischen 11 und 15 Jahren
der CDU an. Von den über 55 jährigen ist keine weniger als 16 Jahre in der CDU. Die vier Frauen mit
einer relativ kurzen CDU-Mitgliedschaft verteilen sich auf alle Altersgruppen zwischen 25 Jahre und
50 Jahre (Tabelle 9). 

Tabelle 9: Mitgliedschaft in der CDU

Die meisten CDU-Frauen sind nicht über eine Mitgliedschaft in einer Jugendorganisation der
CDU in die CDU eingetreten: 59 Prozent waren weder Mitglied der Jungen Union, noch des Ringes
Christ-Demokratischer Studenten noch der Schüler Union. Dabei ist zu bedenken, daß für die Frau-
en aus den neuen Ländern zu DDR-Zeiten die Jugendorganisationen nicht zur Verfügung standen.
Aber immerhin waren knapp 40 Prozent der CDU-Parlamentarierinnen in der Jungen Union. Dabei
handelt es sich nicht nur um die jungen Frauen bis 40 Jahre, die (mit Ausnahme einer Frau aus den
neuen Ländern) alle in der Jungen Union waren, sondern auch viele der über 50 jährigen organi-
sierten sich in der Jugendorganisation der CDU. Zwei Frauen waren sowohl in der Jungen Union als
auch im RCDS. Die Schüler Union spielte für keine der Frauen eine Rolle. (Tabelle 10).
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Gesellschaftspolitisches Engagement außerhalb der Partei ist für fast alle CDU-Frauen eine
Selbstverständlichkeit: 85 Prozent haben sich ehrenamtlich engagiert. Bei den jüngeren Frauen (bis
40 Jahre) ist ehrenamtliches Engagement weniger ausgeprägt. Das Spektrum der ehrenamtlichen
Arbeit der CDU-Frauen ist breit: es reicht vom Engagement in Wohlfahrtsverbänden, in den Kirchen,
in Frauenverbänden, in Gewerkschaften, in Sozialeinrichtungen, in Verbänden und Stiftungen, in
Vereinen und Initiativen, in europäischen und internationalen Einrichtungen. Sowohl von den In-
halten als auch von den übernommenen Aufgaben sind die ehrenamtlichen Tätigkeiten recht viel-
fältig. Als Funktionen werden genannt: Vorsitzende, Initiatorin, Sprecherin, Präsidentin, Vorstands-
mitglied, Schirmherrin und Mitarbeit in unterschiedlichen Einrichtungen. Die Schwerpunkte liegen
in der kirchlichen Arbeit, bei Verbänden und Stiftungen und bei Vereinen und Initiativen (s. Liste a).

Die CDU-Frauen im neu gewählten Deutschen Bundestag haben in der Mehrzahl, bevor sie in den
Bundestag einzogen, verschiedene Ämter und Funktionen innerhalb der Partei wahrge-
nommen, nur sechs (15,4 %) verneinen diese Frage. Die meisten Frauen geben eine bis drei Funk-
tionen an, mehr als vier Funktionen werden nur in einzelnen Fällen genannt. Am häufigsten werden
Positionen innerhalb der Kreispartei angegeben: Knapp die Hälfte der CDU-Frauen engagierte sich in
der Kreispartei, fast ein Viertel war stellvertretende Kreisvorsitzende. Auch ein Ratsmandat qualifi-
ziert Frauen für die Vertretung der Bürger im Deutschen Bundestag. Daneben ist die Mitgliedschaft
im Landesvorstand der CDU von Vorteil für ein Bundestagsmandat. Aktiv in der Frauen-Union sind 16
CDU-Frauen, fünf als Landesvorsitzende der Frauen-Union und neun als Kreisvorsitzende (s. Liste b).
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Ein Drittel bzw. 13 der CDU-Frauen sind zum ersten Mal im Deutschen Bundestag. Sechs von
ihnen sind bis 40 Jahre alt. Mehr als 40 Prozent erleben ihre dritte Legislaturperiode. Nur drei Frau-
en sind länger als 11 Jahre Mitglied des Deutschen Bundestages (Tabelle 12). Elf Frauen der 13
Neulinge im Bundestag ist es bereits mit der ersten Kandidatur gelungen, in den Bundestag einzu-
ziehen, nur eine schaffte es beim zweiten Mal. Analog ihrer Präsens im Parlament kandidierten die
CDU-Frauen dreimal, viermal usw.(Tabelle 13). 

Tabelle 12: Mitglied des Deutschen Bundestages

Tabelle 13: Kandidatur für den Deutschen Bundestag
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Der Einzug in den Bundestag erfolgte bei 32 Frauen über die Landesliste, sechs Frauen wurden
von ihrem Wahlkreis direkt gewählt. Alle Frauen, die zum erstenmal ein Bundestagsmandat be-
kommen haben, sind über die Landesliste in den Bundestag eingezogen. 

Tabelle 14: Einzug in den 14. Deutschen Bundestag

Die Frage, ob sich die Quorumsregelung auf die politische Laufbahn positiv ausgewirkt habe,
wird von neun der elf neuen Parlamentarierinnen bejaht. Auch drei Viertel der jungen Frauen geben
zu, daß die neue Verfahrensregelung sie in ihrer politischen Karriere unterstützt habe. Die weibli-
chen CDU Abgeordneten, die eine positive Wirkung des Quorums verneinen, sind fast alle bereits
länger Mitglied des Bundestages. Auf die Frage, in welcher Form sich die Quorumsregelung ausge-
wirkt habe, wird mehrheitlich die für Frauen vorteilhafte Listenplazierung genannt. Auch die Wahl
ins Präsidium der CDU wurde mit der Quorumsregelung begründet. Andere Frauen stellen fest, daß
durch die Quorumsdiskussion das Bewußtsein in der Partei für die Beteiligung von Frauen ge-
schärft wurde und dies letztlich den Frauen zugute kam. Eine Abgeordnete hebt die Unterstützung
von CDU-Frauen vor Ort hervor, ohne die ihre Bundestagskandidatur nicht möglich gewesen wäre. 

Tabelle 15: Auswirkungen der Quorumsregelung auf politische Laufbahn
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Die Motivation der CDU-Frauen für das politische Engagement in der CDU ist breit ge-
fächert: neben der Überstimmung mit den Grundsätzen der CDU spielen  Gestaltungswille, Verant-
wortungsbereitschaft, Engagement für andere und ganz bestimmte Politikfelder eine große Rolle.
Aber auch die persönliche Erfahrung einer als bedrohlich empfundenen gesellschaftspolitischen
Situation haben zu einem Engagement in der CDU geführt. 

Ein wichtiger Schwerpunkt ist die Übereinstimmung mit den Grundsätzen und politischen
Zielen der CDU, und die Überzeugung, daß es lohnt, sich für diese einzusetzen. Viele Äußerungen
gruppieren sich um diesen Motivkomplex:

I „Der CDU als der Partei der Sozialen Marktwirtschaft, deren Politik den demokratischen und
wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutschlands nach dem Krieg maßgeblich bestimmt hat, fühle ich
mich dabei besonders verbunden.“ (Brigitte Baumeister)

I Die „CDU ist die Partei, die meine persönlichen politischen Ziele am ehesten repräsentiert.“ (Sabine
Bergmann-Pohl)

I „Das C in erster Linie: Als Christ wollte ich mich zu DDR-Zeiten in der Opposition engagieren.“
(Monika Brudlewsky)

I „Politik nach dem christlichen Menschenbild“ (Renate Diemers)
I „Die Grundwerte und politischen Ziele der CDU entsprechen meinen Überzeugungen.“ (Marie-

Luise Dött)
I „Der Wunsch, mich für die Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität auf der Basis

christlicher Überzeugung aktiv einzusetzen.“ (Ilse Falk)
I „Christliche Werte in der Grundhaltung der Partei“ (Eva-Maria Kors)
I „Christliche Werte“ (Martina Krogmann)
I „Die Hoffnung christliche Werte auch in der Politik umsetzen zu können“. (Ursula Lietz)
I Die „CDU hat die überzeugendsten Grundwerte“ (Claudia Nolte)
I „Grundsatzprogramm der CDU“ (Marlies Pretzlaff)
I „Die CDU ist für mich schon immer Heimat gewesen, auch als ich ihr noch nicht angehörte. Es waren

die christlichen Grundwerte, die Soziale Marktwirtschaft, die mich überzeugten.“ (Erika Reinhardt)
I „Meine Entscheidung, in der Christlich-Demokratischen-Union mitzuarbeiten, traf ich unabhängig

von irgendwelchen tagespolitischen Ereignissen, ausschlaggebend war für mich der Grundkonsens,
den ich dort antraf.“ (Anita Schäfer)

I „Prinzip der Subsidiarität und Soziale Marktwirtschaft“ (Birgit Schnieber-Jastram)
I „Meine Grundüberzeugung über politische Grundsätze, die sich im Programm der CDU wieder-

finden.“ (Margarete Späte)
I „Grundlage für Entscheidungen ist die christliche Weltanschauung; Die CDU steht für freie soziale

Marktwirtschaft, nur diese ist tauglich, Wohlstand für alle und ein funktionierendes Sondersystem
zu ermöglichen. Die CDU stellt Selbstverantwortung des Einzelnen in den Mittelpunkt.“ (Dorothea
Störr-Ritter) 
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I „die Programmatik, die Grundwerte der CDU“(Andra Voßhoff) 
I „Nach der Wahl von Willy Brandt im Jahr 1972 wollte ich den christlich-konservativen Grundsät-

zen wieder zum Sieg verhelfen. Deshalb bin ich 1973 in die CDU eingetreten.“ (Elke Wülfing)
I „Ich will die Reformkonzepte der CDU Unterstützen.“ (Vera Lengsfeld)

Ein zweiter Schwerpunkt für die Motivation des politischen Engagements ist der Wunsch nach Ge-
staltung, der Wille Verantwortung zu übernehmen und eigene Erfahrungen einzubringen.
In diesen Rahmen passen folgende Äußerungen:

I „Wichtigstes Motiv für meine politische Tätigkeit ist der Wunsch, Verantwortung für das Gemein-
wesen wahrzunehmen. Es geht mir darum, Fachkenntnis und Erfahrungen einzubringen sowie an
der Gestaltung entscheidend mitzuwirken“ (Brigitte Baumeister).

I „Entscheidender Beweggrund für meine politische Betätigung war und ist der Wunsch, die Zu-
kunftsbedingungen unserer Gesellschaft aktiv mitzugestalten.“ (Sylvia Bonitz)

I „Ich möchte etwas bewegen!“ (Maria Böhmer)
I „Ab 1990 wollte ich das freie vereinte Deutschland mit neu gestalten.“ (Monika Brudlewsky)
I „Nicht nur mitreden, sondern handeln und aktiv mitgestalten - diese Devise war der Grundstein

meines politischen Engagements.“ (Marie-Luise Dött)
I „Die Chance der Mitwirkung, die die Demokratie bietet, als Verpflichtung anzunehmen und meine

Erfahrungen als Familienfrau aktiv in die Gestaltung einer sich verändernden Gesellschaft einzu-
bringen.“ (Ilse Falk)

I „Die Veränderung politischer Prozesse und Mitentscheiden“ (Ursula Heinen)
I „Freude am Mitgestalten“ (Eva-Maria Kors)
I „Mitzuhelfen, notwendige Reformen unserer sozialen Marktwirtschaft umzusetzen.“ (Martina

Krogmann)
I „Politische Veränderung in der DDR mitgestalten wollen“ (Claudia Nolte)
I „Mitmachen war die Devise. Nach wie vor kann es mir nicht egal sein, wie Deutschland in Zukunft,

wie unsere Gesellschaft aussehen soll.“ (Beatrix Philipp)
I „Mitmachen statt meckern“ (Marlies Pretzlaff)
I „Frauen müssen bei der Gestaltung in den neuen Ländern mitwirken.“ (Christa Reichard)
I „Ich wollte meine Arbeit, mein Engagement einbringen, wollte Politik für die Gemeinschaft mit-

gestalten.( E. Reinhardt)
I „Aus christlicher Verantwortung zielstrebig und konsequent an einer positiven Weiterentwick-

lung der Gesellschaft mitzuwirken und dabei nicht den Bezug zur Realität, zum Alltäglichen zu
verlieren, sind meine Lebensziele.“ (Anita Schäfer)

I „Gemäß meinem Wahl-Slogan:“Sich stellen – Verantwortung leben“ (Erika Schuchardt)
I „Zunächst das vorgelebte Engagement vieler CDU’ler an der Basis und die dadurch gewachsene

Begeisterung, sich mit eigenen Ideen und Gestaltungswillen am politischen Wettstreit der Partei-
en zu beteiligen.“ (Andrea Voßhoff)
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I „Politischer Gestaltungswille im Interesse der jungen Generation und Frauen“ (Annette Wid-
mann-Mauz)

Insbesondere für Frauen aus den neuen Bundesländern war das Eintreten der CDU für die Wie-
dervereinigung der entscheidende Beweggrund für ihr Engagement in der CDU:

I „Die einzige Partei, die sich mehrheitlich für die Wiedervereinigung, für Wertkonservatismus und
Eigentumsrechte bekannt hat.“ (Susanne Jaffke)

I „Die Deutsche Einheit“ sowie „klare politische Aussagen besonders im Hinblick auf die SPD/PDS
in den neuen Ländern“ (Margarete Späte)

I „Nach der Wiedervereinigung und der Politikverdrossenheit der Bürger empfand ich eine innere
Verpflichtung, mich in der Politik zu engagieren. Die CDU ist für mich die Partei, der wir die Wie-
dervereinigung zu verdanken haben.“(Edeltraut Töpfer)

Für einige wenige CDU-Frauen war eine konkrete politische Situation oder eine als falsch er-
lebte Politik der Opposition im Bundesland oder der Kommune Anlaß und Motiv, sich für die Ziele
der Partei zu engagieren. Zu diesen Anlässen gehören:

I „Die Volkskammerwahl am 18.03.90 war Grund, aktiv in die Politik einzusteigen“ (Sabine Berg-
mann-Pohl)

I „Unterstützung der CDU-Politik in einer „dunkelroten“ Stadt (Ingrid Fischbach)
I „Politisch sensibilisiert wurde ich Ende der 60er Jahre während meines Studiums in Frankfurt

a.M. Die 68er ließen sehr deutlich werden, daß sie diese Republik zerstören wollten, ohne zu 
sagen, wie eine neue aussehen solle (Marcuse). Ihnen soll/darf man das Feld nicht überlassen.
(Beatrix Philipp)

I „Die falsche Bildungspolitik in NRW“ (Ursula Lietz)
I „Freude über die neu errungene Demokratie“ (Christa Reichard)
I „Meine Erlebnisse in der DDR und die politische Situation 1972 (Bärbel Sothmann)
I „In Hessen, umgeben von Sozialdemokraten, sah ich Anspruch und Realität dieser Partei sehr

deutlich und auch, wie wenig sie diesen gerecht wird. Weiterhin auch die Ostpolitik.“ (Hannelo-
re Rönsch)

Schließlich spielen auch das Engagement für bestimmte Themen und politische Inhalte eine
Rolle bei der Entscheidung, für die CDU einzutreten. Genannt wurden:

I „Die eigenständige und soziale Sicherung von Frauen, Gleichberechtigung und Chancengleich-
heit in der Arbeitswelt sowie die Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Män-
ner und Frauen.( Renate Diemers)

I „echte Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau, Zukunftschancen der jungen Generation zu
sichern, die Familie zu stärken und die ältere Generation abzusichern“ (Anke Eymer)
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I „Besetzung des Themas „Familien/Frauen/Jugend – eher vernachlässigtes politisches Thema vor
Ort“ (Ingrid Fischbach)

I „Die Familienpolitik der CDU“ (Ursula Lietz)

I „Familienpolitik und Europäische Einigung (Marlies Pretzlaff)

I „Außenpolitik“ (Birgit Schnieber-Jastram)

I „Rahmenbedingungen zu schaffen für eine stärker berufsorientierte und die wachsende Interna-
tionalisierung berücksichtigende Schulbildung, und damit für eine Gesellschaft, die das Selbst-
wertgefühl und den Kontakt mit Menschen in den Mittelpunkt stellt“. (Angelika Volquartz)  

Die Antworten auf die Frage nach den politischen Schwerpunkten, die die CDU-Parlamenta-
rierinnen in der kommenden Legislaturperiode verfolgen wollen, ergeben ein differenziertes Bild der
politischen Ziele. Keineswegs findet sich das Vorurteil bestätigt, daß Politikerinnen sich auschließ-
lich für die klassischen weiblichen Themen einsetzen wie Familien-, Frauen-, Jugend-, Gesundheits-,
Sozial- und  Bildungspolitik. Im Gegenteil Fragen der Wirtschafts- und Finanzpolitik, der 
Arbeitsmarktpolitik und der Sicherung der sozialen Systeme sind die Bereiche, mit denen
sich ungefähr die Hälfte der CDU-Frauen in Zukunft beschäftigen wollen. 27 Äußerungen von 18
Frauen beziehen sich auf diesen Themenkomplex. Folgende Schwerpunkte werden genannt:

I „Mein besonderes Augenmerk gilt der Zukunft des Standortes Deutschland. Wir müssen dafür
sorgen, daß unser Land im globalen Wettbewerb seine Position behält. Entscheidend ist, daß die
ökonomische Basis unserer Volkswirtschaft gestärkt wird, indem Investitionen und damit Ar-
beitsplätze gefördert werden. Gleichzeitig müssen wir wirtschaftspolitische Kompetenz mit dem
sozialstaatlichen Auftrag in Einklang bringen. Die sozialen Sicherungssysteme müssen an verän-
derte Rahmenbedingungen angepaßt werden, wobei die Verpflichtung der Solidargemeinschaft
erhalten bleiben muß. Unser Steuersystem muß einfacher, überschaubarer und vor allem ge-
rechter werden, eine Große Steuerreform muß im Interesse aller das Steuersystem leistungs-
freundlicher gestalten und den Menschen Netto-Entlastungen bringen.“ (Brigitte Baumeister)

I „Wichtig ist aber: daß der wirtschaftliche Aufschwung und die Anpassung unserer Gesellschaft an
die Anforderungen des 21. Jahrhunderts nicht durch die Rot/Grüne-Koalition gefährdet wird.“
(Anita Schäfer)

I „Deutsche fit zu machen für Standortwettbewerb, Abbau staatlicher Reglementierungen, Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für die KMUS, Reform des Steuersystems und des Sozialsystems.“
(Dorothea Störr-Ritter)

I „Verbesserung der Rahmenbedingungen für unternehmerisches Handeln - insbesondere des
Mittelstandes - und Förderung von Existenzgründungen, damit Sicherung bestehender und Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze; Förderung neuer Technologien; mehr Flexibilität in den Arbeits- und Le-
bensformen; Verbesserung des Sozialsystems durch Anreize zu höherer Eigenverantwortung und
Leistungsgerechtigkeit... ausreichende Ausbildungsplätze.“ (Marie-Luise Dött)
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Für diesen Bereich wollen sich einsetzen:

Wirtschaftspolitik Sylvia Bonitz
Ursula Heinen
Vera Lengsfeld
Andrea Voßhoff

Mittelstandspolitik Bärbel Sothmann

Finanzpolitik Ursula Heinen
Elke Wülfing

Steuerreform Susanne Jaffke

Steuerpolitik zur Entlastung
der Bürger Elke Wülfing

Änderung der Finanzverfassung Susanne Jaffke

Haushaltspolitik Angelika Volquartz

Arbeitsmarktpolitik Sabine Bergmann-Pohl

Arbeit und Soziales Maria Böhmer
Ilse Falk

Sicherung der sozialen Systeme Eva-Maria Kors
Birgit Schnieber-Jastram

Ein weiterer Bereich, für den sich die CDU-Frauen einsetzen wollen, ist die Forschungs-, 
Wissenschafts- und Hochschulpolitik. Ein Viertel der CDU-Frauen wollen sich auf diesem
Feld engagieren. 

Wissenschaftspolitik Sabine Bergmann-Pohl
Katharina Reiche
Erika Schuchardt

Forschungspolitik Katharina Reiche
Bärbel Sothmann
Ursula Lietz
Erika Schuchardt
Bärbel Sothmann
Angelika Volquartz
Rita Süssmuth
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Technologiepolitik Katharina Reiche
Erika Schuchardt

Förderung neuer Technologien Marie-Luise Dött
Ursula Lietz

Hochschulpolitik Sabine Bergmann-Pohl

Bildungspolitik Sylvia Bonitz
Katharina Reiche
Erika Schuchardt
Anita Schäfer
Bärbel Sothmann
Rita Süssmuth

Förderung der Medienkompetenz Marie-Luise Dött
als Basisqualifikation in der
Informationsgesellschaft

Neben Wirtschafts,- Finanz-, Arbeitsmarkt-, Sozial- und Forschungspolitik ist die Familienpolitik
auch in Zukunft ein Ressort, auf dem die CDU-Frauen mitgestalten und mitentscheiden wollen: 11
CDU-Frauen haben dies angegeben. Es sind:

Renate Diemers, 
Monika Brudlewsky, 
Anke Eymer, 
Ilse Falk, 
Ingrid Fischbach, 
Eva-Maria Kors, 
Erika Reinhardt, 
Christa Reichard, 
Birgit Schnieber-Jastram, 
Bärbel Sothmann und 
Edeltraut Töpfer. 

Im einzelnen werden im Rahmen der Familienpolitik folgende Schwerpunkte gesetzt: 

I „Das Miteinander der Generationen fördern und daß jeder Mensch die Chance zu einer eigen-
verantwortlichen und selbständigen Lebensplanung hat - aber auch verdeutlichen, daß er sie nut-
zen muß.“ (Renate Diemers) 
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I „Weitere Verbesserungen in der Familienpolitik: bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
flexiblere Arbeitszeiten, steuerliche Vergünstigungen für Familien, Ausbau Erziehungsgeld und
Erziehungszeiten (Flexibilisierung!)“ (Ingrid Fischbach)

Auch die Frauenpolitik wird in Zukunft von CDU-Frauen nicht vernachlässigt. 

Maria Böhmer, 

Ilse Falk, 

Ingrid Fischbach, 

Eva-Maria Kors, 

Marlies Pretzlaff, 

Bärbel Sothmann, 

Edeltraud Töpfer, 

Annette Widmann-Mauz und Andrea Voßhoff 

wollen sich auf Frauenförderung, auf Arbeitsmarktpolitik für Frauen und auf Frauenpolitik als
Querschnittsaufgabe konzentrieren. 

Für Jugendpolitik wollen sich einsetzen: 

Anke Eymer, 

Ilse Falk und Ingrid Fischbach 

Gewalt an Kindern ist Motiv genug, um sich für die Verhinderung einzusetzen: Marlies Pretzlaff

Ein weiterer Bereich, dem von CDU-Frauen Bedeutung beigemessen wird, ist die Außen- und 
Europapolitik sowie die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Dafür wollen sich einsetzen: 

Außenpolitik Claudia Nolte

Rita Süssmuth

Annette Widmann-Mauz

Edeltraut Töpfer

Auswärtige Kulturpolitik Erika Schuchardt

Internationale Kontakte Anke Eymer

Europapolitik Susanne Tiemann

Edeltraut Töpfer

Rita Süssmuth
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Wirtschaftliche Zusammenarbeit Claudia Nolte
und Entwicklung Erika Reinhardt

Im Rahmen der Innenpolitik werden folgende Schwerpunkte genannt:

Innenpolitik Sylvia Bonitz
Beatrix Philipp
Erika Steinbach

Verwaltungsreform Sylvia Bonitz

Abbau überflüssiger Bürokratie Dorothea Störr-Ritter 

Rechtspolitik Ilse Falk
Susanne Tiemann
Edeltraut Töpfer
Andrea Voßhoff

Innere Sicherheit Anita Schäfer

Kulturpolitik Erika Steinbach
Rita Süssmuth

Tourismus Monika Brudlewsky

Sportpolitik Marlies Pretzlaff

Medienpolitik (Jugendschutz) Maria Böhmer

Vertriebenenpolitik Erika Steinbach

Aussiedlerbetreuung Eva-Maria Kors

Ausländerpolitik Christa Reichard

Asylpolitik Monika Brudlewsky

Behindertenpolitik Ilse Falk

Folgende Ressorts werden von einzelnen CDU-Frauen genannt:

Gesundheitspolitik Sabine Bergmann-Pohl, 
Monika Brudlewsky 
Ursula Lietz
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Umweltpolitik Vera Lengsfeld, 
Christa Reichard (nachhaltige Entwicklung im Sinne der Agenda 21) 
Anita Schäfer. 

Landwirtschaft Annette Widmann-Mauz 

Ernährungssicherheit Marlies Pretzlaff. 

Verkehrspolitik Sylvia Bonitz 
Annette Widmann-Mauz.

Raumordnung, Bauwesen Margarete Späte.
und Städtebau 

Verteidigungspolitik Marlies Pretzlaff; 
für die Öffnung der Bundeswehr für mehr Frauen auf freiwilliger
Basis will sich Christa Reichard stark machen. 

Ressortübergreifend wollen sich einzelne CDU-Parlamentarierinnen für allgemeine politische Zie-
le einsetzen, die eine Veränderung des politischen Bewußtseins bewirken. Dazu zählt: 

I „Reformbereitschaft stärken“ (Ursula Heinen)
I „Diskussion um Werte“ (Susanne Jaffke)
I „Soziale Gerechtigkeit“ (Anita Schäfer)
I „neue Kultur der Selbständigkeit und Eigenverantwortung, Zusammenführung Deutschlands (Ost

und West) und Europas“ (Dorothea Störr-Ritter)
I „Deutsche Einheit“ (Angela Merkel)
I „Anerkennung des Ehrenamtes“ (Ilse Falk)

Schließlich geht es in Zukunft darum, gute Opppositionsarbeit im Sinne einer klar definierten 
Oppositionspolitik zu leisten (Margarete Späte). 

Liste a)  Engagement in Wohlfahrtsverbänden:

Schwesternhelferin beim Deutschen Roten Kreuz
Deutsches Rotes Kreuz
Deutsches Sozialwerk
Vorstand Caritas

Engagement in der Kirche:
Presbyterin in der Evangelischen Kirche
Presbyterin in einer kirchlichen Gemeinde
Mitglied Kuratorium Evangelische Akademie Mülheim
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Kuratorium „Schloßkirche Bad Homburg“
Kuratorium Dom St. Peter und Paul
Kirche
evangelische Kirche
Katholische Gemeinde
Synode der Evangelischen Kirche
Vorsitzende des Christlichen Indien Dienstes
Kolpingwerk (von 2 Frauen genannt)

Engagement in Frauenverbänden:
Hausfrauenbund (von 2 Frauen genannt)
Frauenbildungseinrichtungen
Verband Frau und Kultur
Katholische Frauen Deutschlands (KFD)
Katholischer Frauenbund
Women and International Security

Engagement in Gewerkschaften:
Deutscher Beamtenbund
DAG - Deutsche Angestellten Gewerkschaft
KAB - Katholische Arbeitnehmerbewegung (von 2 Frauen genannt)

Engagement in Verbänden und Stiftungen:
Schirmherrschaften bei Stiftungen
Schirmherrin der akd - Arbeitsgemeinschaft für Kinder mit Diabetes
Kinderschutzbund
Stiftung „Daheim im Heim“
Bund der Selbständigen (Vizepräsidentin Baden-Württemberg)
Verband der Freien Berufe
Unternehmerfrauen im Handwerk
Bund katholischer Unternehmer
Wirtschaftsförderungsgesellschaft
Bund der Vertriebenen
Präsidentin des Deutschen Volkshochschulverbandes
Kuratoriumsvorsitzende der Deutschen AIDS-Stiftung
Vorsitzende der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung

27



Engagement in Vereinen und Initiativen:
Sportvereinigungen (von 2 Frauen genannt)
Sportverband
Schulverein-Vorsitzende
Elternbeirat (von 2 Frauen genannt)
Elternbeiratssprecherin 
Elternbeirat im Kindergarten
Elternvertreterin in der Schule
Verein Herner Tageseltern
Förderverin Fachhochschule Bocholt
Arbeitsgemeinschaft zur Verbesserung der Verkehrssituation
Verkehrswacht
Suchtbetreuung
Bürgerbüro Berlin
Bürger helfen Bürgern
Freunde und Förderer der Medizinischen Universität zu Lübeck
Lebenshilfe für Geistig Behinderte e.V.
Deutsche Refinitis Pigmentosa-Vereinigung e.V.
Vorsitzende eines Vereins für Körperbehinderte und ihre Freunde
Vorsitzende des Fördervereins Kinder mit Speiseröhrenmißbildungen
Initiatorin der Bundesarbeitsgemeinschaft „Den Kindern von Tschernobyl“
Mitarbeit bei „Den Kindern von Tschernobyl“
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald
Verein zum Schutz Mensch und Natur e.V.
Kuratoriumsmitglied „Schloßkonzerte Weilburg“
Kuratoriomsmitglied in einer freien Kunsthochschule
Pommersche Landsmannschaft
Heimat- und Verkehrsverein

Engagement in Sozialeinrichtungen/bei Gerichten:
Mitglied des Aufsichtsrates des Evangelischen Krankenhauses Wesel
Jugendschöffin (von 2 Frauen genannt)

Engagement in Internationalen Einrichtungen:
Vizepräsidentin der Deutschen UNESCO Kommission
Kuratoriumsvorsitzende des Bundesverbandes der Deutsch-Polnischen Gesellschaft
Mitglied des Board of Directors des Institute for East-West-Studies.
Mitglied des Präsidiums der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik 
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stellv. Vorsitzende International Youth Foundation
Vorstand Europa-Union Berlin
stell. Vorsitzende des Hauptausschusses der Europa-Union 
Internationale Gesellschaft für Menschenrechte
Amerika Gesellschaft
Deutsch-Amerikanische Gesellschaft

Liste b)  Ämter in der CDU

Bundespartei
Vorstandsmitglied 1

Landespartei
stell. Vorsitzende 3
Vorstandsmitglied 5

Bezirkspartei
Bezirksvorsitzende 1
Mitglied im Bezirksvorstand 1

Kreispartei
Kreisvorsitzende 1
stell. Kreisvorsitzende 9
Mitglied im Kreisvorstand 6
Delegierte für Kreisparteitag 1
Pressesprecherin 1

Stadtbezirkspartei
Vorsitzende Stadtverband 1
Vorsitzende Gemeindeverband 1
Mitglied im Stadtverband 2

Ortspartei
Ortsvorstandsmitglied 3

Stadtrat
Fraktionsvorsitzende 1
stellv. Fraktionsvorsitzende 2
Mitglied im Fraktionsvorstand 1
Ratsmandat 5
Stadtverordnete im Rat 3
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Ämter in der Frauen-Union

Bundespartei
Vorstandsmitglied 1

Landespartei
Landesvorsitzende 5
Landesvorstand 3

Kreispartei
Vorsitzende der FU 9

Ortspartei/Stadtverband
Vorsitzende 1
Mitglied im Vorstand 1

Ämter in der Jungen Union 

Bundespartei
Landespartei
stellv. Landesvorsitzende 1

Kreispartei
Kreisvorsitzende 1
Referentin für Wirtschaftsfragen 1

Ämter in Vereinigungen

Vorsitzende der KPV 1

Kreis- und Landesvorstand KPV 1

Bundesvorstand MIT 1
Landesvorstand MIT 1
Landesvorsitzende MIT 1

Darüber hinaus werden genannt:

I Präsidentin der Volkskammer 
I Bundesministerin für Familie, Frauen,Jugend und Gesundheit
I Landtagsabgeordnete
I Vorsitzende einer AG Gesundheitspolitik
I Landesfachausschuß der CDU Forschung
I Bürgervertreterin im Bauausschuß 
I Beauftragte der CDU für die diplomatischen Vertretungen und die Landesvertretungen der Länder
I Bildungspolitische Sprecherin der CDU
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Brigitte Baumeister

Monika Brudlewsky

Ilse Falk

Irmgard Karwatzki Eva-Maria Kors Martina Krogmann Vera Lengsfeld

Claudia Nolte Beatrix Philipp

Sabine Bergmann-Pohl

Renate Diemers Anke Eymer

Maria Böhmer Sylvia Bonitz

Marie-Luise Dött

Ingrid Fischbach Ursula Heinen Susanne Jaffke

Ursula Lietz Angela Merkel



32

Marlies Pretzlaff Katharina Reiche Erika Reinhardt

Birgit Schnieber-Jastram Anita Schäfer Erika Schuchardt

Bärbel Sothmann Margarete Späte

Rita Süssmuth Susanne Tiemann Edeltraut Töpfer Angelika Volquartz

Andrea Voßhoff Annette Widmann-Mauz Elke Wülfing

Erika Steinbach

Hannelore Rönsch

Christa Reichard

Dorothea Störr-Ritter



3.1. Frauenanteil an der Mitgliedschaft, an Ämtern, Funktionen und in Gremien
auf Bundesebene

Der Frauenanteil an der CDU-Mitgliedschaft ist im gesamten Bundesgebiet nach vier Jahren der Sta-
gnation leicht angestiegen und liegt nun bei genau 25 %. Während er in den alten Bundesländern in
kleinen Schritten (um ca. 0,2 Prozentpunkte) jährlich ansteigt, nimmt er in den neuen Ländern seit
1991 bei höherem Ausgangsniveau in größeren Schritten ab. Im Laufe der letzten 7 Jahre ist in den
neuen Ländern der Frauenanteil an der CDU-Mitgliedschaft von 39,6 % (1991) auf 32,4 % (1998)
gesunken (Tabelle 16). Fast die Hälfte der Austritte aus der CDU entfallen auf die Frauen. 

Tabelle 16: Frauenanteile an der CDU-Mitgliedschaft in alten und neuen Bundesländern
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Unter den Delegierten zum Bundesparteitag sind Frauen zu einem Drittel vertreten. In den 14. Deut-
schen Bundestag sind 39 CDU-Frauen eingezogen, das sind 19,7 % und damit knapp 5 % mehr als
am Ende der letzten Legislaturperiode. 

In der Bundesgeschäftsstelle ist auf der Referentenebene die Gleichstellung der Frau erreicht: 46 %
der Referenten sind Frauen. Führungspositionen wie die Leitung von Abteilungen werden zu einem
Drittel von Frauen, während Hauptabteilungen nur von Männern geleitet werden. (Tabelle 17 )
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Tabelle 17: Frauenanteile an Ämtern und Gremien



3.2. Frauenanteil an der Mitgliedschaft und an Ämtern, Funktionen und Gremien
in den Landesverbänden

Die neuen Länder und die Stadtstaaten sind nach wie vor die Landesverbände mit den höchsten
Frauenanteilen an der Mitgliedschaft: sie liegen weit über dem Bundesdurchschnitt von 25 %. An
der Spitze liegt Hamburg mit 40,9 %, gefolgt von Mecklenburg-Vorpommern mit 36,5 %, Sachsen-
Anhalt (35 %), Bremen (34,9 %), Berlin (32,3 %), Sachsen (31,6 %), Thüringen (30,9 %) und
Brandenburg (29,2 %). Während in Hamburg und Berlin der Frauenmitgliederanteil konstant ge-
blieben ist, hat er in Bremen leicht zugelegt, in den neuen Ländern dagegen rapide abgenommen.
Über dem Durchschnitt der alten Bundesländer von 24,2 % liegt der Frauenanteil an der Mitglied-
schaft im Saarland mit 26,5%, es folgen Nordrhein-Westfalen (25,9 %) und Hessen (24,7 %). Un-
ter dem Durchschnitt liegt der Frauenanteil in Schleswig-Holstein (23,3 %), Niedersachsen (22,4
%), Rheinland-Pfalz (21 %) und in Baden-Württemberg mit 19,7 %. Mit Ausnahme von Berlin,
Hamburg und Niedersachsen ist in allen alten Ländern eine Steigerung des Frauenanteils, in allen
neuen Ländern eine Abnahme festzustellen (Tabelle 18).

Tabelle 18: Frauenanteile an der Mitgliedschaft in den Landesverbänden
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In einzelnen Landtagen und Bürgerschaften sind ein Drittel der Abgeordneten Frauen: im saar-
ländischen Landtag, im Landtag von Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt und in der Bremer
Bürgerschaft. Nach der Verabschiedung des Quorumsbeschlusses auf dem Hannoveraner Parteitag
1996 haben die Landtagswahlen in Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, und in Niedersachsen
noch nicht zu einer Drittelbeteilung für Frauen in den Länderparlamenten geführt. Nur in Sachsen-
Anhalt sind nach der Landtagswahl ein Drittel der Landtagsabgeordneten Frauen. Unter 20 % und
weit unter ihrem Mitgliederanteil sind die Frauen in den Landtagen von Brandenburg (11,1 %), Ba-
den-Württemberg (15,9 %), Mecklenburg-Vorpommern (16,7 %), Thüringen (16,7 %) und Ber-
lin (18,4 %) vertreten. Ein Viertel weibliche Landtagsabgeordnete gibt es in Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. (Tabelle 19).
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Frauenanteile der CDU-Fraktion in den Landtagen/ in der Bürgerschaft / im Abgeordnetenhaus



In den Landesvorständen sind Frauen unterschiedlich repräsentiert: Während es derzeit nur eine
Landesvorsitzende (in Mecklenburg-Vorpommern) und keine einzige Schatzmeisterin gibt, werden
Frauen häufiger zu Stellvertretern gewählt: In Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Ham-
burg, Hessen, Rheinland-Pfalz und im Saarland sind 50 bis 60 % der Stellvertreter Frauen. In sieben
weiteren Landesvorständen sind ein Drittel der Stellvertreterpositionen mit Frauen besetzt. Dazu
gehören: Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen. Während in Brandenburg und in Schleswig-Holstein eine von vier Stellvertretern eine
Frau ist, ist in Berlin nur eine der sieben Stellvertreter eine Frau. (Tabelle 20)

Tabelle 20: Frauen in den Landesvorständen
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Der Frauenanteil an den Delegierten zu den Landesparteitagen liegt bei einem Drittel bis fast zur
Hälfte in den Landesverbänden von Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen
und Sachsen. Innerhalb des letzten Jahres ist der Frauenanteil beträchtlich angestiegen in den Lan-
desverbänden Berlin (von 20,2 auf 31,2 %), Hessen (von 26 % auf 31,9 %), Nordrhein-Westfalen
(von 29,7 auf 36.9 %), Sachsen (24,5 % auf 35,5 %), Schleswig-Holstein (von 44,1 auf 48 %) und
Thüringen (von 25,5 % auf 30,3 %). Zu den Landesverbänden, die Frauen trotz eines niedrigen Mit-
gliederanteils überproportional bei den Delegierten zu den Landesparteitagen berücksichtigen,
gehören Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,
Sachsen und Rheinland-Pfalz. Gemessen an ihrem Mitgliederanteil schlecht beteiligt werden Frauen
in Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, im Saarland und in Sachsen-Anhalt. (Tabelle 21).
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Tabelle 21: Frauenanteile an den Delegierten zu den Landesparteitagen



Die Chancen für Frauen, Kreisvorsitzende zu werden, haben abgenommen: 1998 gibt es insgesamt
nur noch 27 Kreisvorsitzende, in den Jahren zuvor waren es noch 30. In drei Landesverbänden gibt
es keine einzige Kreisvorsitzende (Bremen, Hamburg und im Saarland), in Baden-Württemberg,
Berlin und Rheinland-Pfalz nur eine einzige, zwei Kreisvorsitzende in Brandenburg, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen, drei in Hessen und Mecklenburg-
Vorpommern. Mit 4 Kreisvorsitzenden liegen Niedersachsen und Sachsen an der Spitze. In allen
Landesverbänden liegt der Frauenanteil unter 18 %. (Tabelle 22)

Tabelle 22: Frauenanteile an den Kreisvorsitzenden

39



Auch die Chancen für Frauen, zur Ortsvorsitzenden gewählt zu werden, haben sich nicht verbessert:
von 9995 Ortsvorsitzenden sind 1180 Frauen, das entspricht - wie 1997 - einem Anteil von knapp
12 % und ist weit entfernt von ihrem Mitgliederanteil von 25 %. Die Diskussion um Verfahrensre-
geln, um die politische Gleichstellung von Frauen zu forcieren, hatte in den letzten Jahren keine Aus-
wirkungen auf die Wahl als Ortsvorsitzende, zumal die Quorumsregelung erst ab Kreisebene gilt. Es
gab auf Ortsebene kaum Veränderungen zugunsten von Frauen. Die meisten weiblichen Ortsvorsitzen-
den gibt es in den neuen Bundesländern und in Hamburg: an der Spitze Mecklenburg-Vorpommern
mit 23,2 %, Brandenburg 17,5 %, Hamburg 17 %, und Sachsen 14,4 %. In Baden-Württemberg,
Bremen, Rheinland-Pfalz und im Saarland liegt der Frauenanteil bei den Ortsvorsitzenden unter 10 %.
(Tabelle 23)
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Tabelle 23: Frauenanteile an den Ortsvorsitzenden



Die Frauenanteile an den kommunalen Fraktionsvorsitzenden liegen in 11 Landesverbänden
unter 10 %. In allen Stadtstaaten gibt es sogar keine einzige weibliche Fraktionsvorsitzende. In
Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg sind Frauen noch am besten vertreten. Fortschritte
zugunsten der Frauen sind in Mecklenburg-Vorpommern, Rückschritte zuungunsten der Frauen in
Sachsen-Anhalt erzielt worden (Tabelle 24). Der Frauenanteil an den kommunalen Mandatsträgern
ist unterschiedlich in den einzelnen Bundesländern: die höchsten Anteile erreichen die Stadtstaaten
mit 26 bis knapp 29 %, den niedrigsten mit knapp 12 % Baden-Württemberg. Eine positive Ent-
wicklung innerhalb eines Jahres zugunsten der Frauen gab es in Bremen und Hamburg, eine nega-
tive zuungunsten der Frauen in Rheinland-Pfalz und Thüringen (Tabelle 25).

Tabelle 24: Frauenanteile an den kommunalen Fraktionsvorsitzenden
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Tabelle 25: Frauenanteile an den kommunalen Mandatsträgern

42



3.3. Frauenanteile an der Mitgliedschaft, Ämtern und Funktionen in den Vereini-
gungen in der CDU

Im Bundesvorstand der Christlich Demokratischen Arbeitnehmerschaft und als Delegierte
für die Bundestagung sind weitaus mehr Frauen vertreten als es ihrem Anteil an der Mitgliedschaft
entspricht. Dieser hat sich im Laufe der letzten Jahre geringfügig erhöht und liegt bei 16 %. Bei der
letzten Wahl des Bundesvorstandes ist es dank der Quorumsregelung gelungen, mehr Frauen in den
Bundesvorstand zu wählen: 2 von 7 Stellvertretern sind Frauen und im gesamten Bundesvorstand
sind Frauen mit 27 % vertreten. (Tabelle 26)

Tabelle 26: Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschaft (CDA)

Im Bundesvorstand der Kommunalpolitischen Vereinigung sind Frauen zu einem Drittel betei-
ligt. Auch 2 der sieben Stellvertretenden Bundesvorsitzenden sind Frauen. Gering vertreten sind sie
bei den Delegierten für ihre Bundestagung. (Tabelle 27)

Tabelle 27: Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und CSU
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Der weibliche Anteil an den Mitgliedern bei der Mittelstandsvereinigung steigt kontinuierlich an,
mittlerweile liegt er bei 11,7 Prozent. Verglichen mit dem Mitgliederanteil ist die Repräsentanz im
Bundesvorstand mit 21.3 % relativ hoch, wenn auch Frauen kaum in verantwortlichen Positionen
zu finden sind: nur eine der sechs Stellvertreterinnen ist eine Frau. (Tabelle 28)

Die Senioren-Union ist die Vereinigung mit dem höchsten Frauenanteil: Bei kontinuierlicher 
Zunahme sind fast die Hälfte der Mitglieder Frauen. Mehr als ein Drittel der Delegierten für die Bun-
destagung und ein Drittel der Positionen im Bundesvorstand sind mit Frauen besetzt. Dabei sind
zwei der fünf Stellvertetenden Bundesvorsitzenden Frauen (Tabelle 29).
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Tabelle 29: Senioren-Union



Der Mitgliederanteil der Frauen beim Evangelischen Arbeitskreis ist seit Jahren relativ konstant
und beträgt 26,4 %. Die Berücksichtigung als Delegierte für ihre Bundestagung orientiert sich an
ihrem Mitgliederanteil. Während nur eine der fünf Stellvertreterpositionen von einer Frau einge-
nommen wird, sind jedoch im Bundesvorstand Frauen zu einem Drittel vertreten (Tabelle 30). 

Tabelle 30: Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU

Ein Viertel der Mitglieder der Ost- und Mitteldeutschen Vereinigung sind Frauen. Entsprechend
ihrem Mitgliederantanteil nehmen Frauen als Delegierte an ihrer Bundestagung teil. Im Bundes-
vorstand sind Frauen seit langem unterrepräsentiert, von fünf stellvertetenden Bundesvorsitzenden
amtiert nur eine Frau (Tabelle 31).

Tabelle 31: Ost- und Mitteldeutsche Vereinigung der CDU/CSU

45



In der Jungen Union nimmt der weibliche Mitgliederanteil geringfügig zu und liegt bei knapp 25 %.
Gemäß ihrem Mitgliederanteil werden Frauen nicht zur Delegierten für ihre Bundestagung gewählt.
Dagegen ist es ihnen gelungen, im Bundesvorstand zu einem Drittel beteiligt zu werden (Tabelle 32).

Während ein Drittel der Mitglieder des RCDS Frauen sind, ist keine einzige Frau im Bundesvorstand
des RCDS. Besser sieht es bei den Delegierten aus: hier sind Frauen zu einem Drittel berücksichtigt
(Tabelle 33). 
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Tabelle 33: RCDS



3.4. Berücksichtigung von Frauen bei den Listenaufstellungen für die Bundestags-
wahl 1998

Die Änderung des Bundesstatuts, die auf dem Parteitag in Hannover 1996 beschlossen wurde, trifft
in § 15 Abs. 5 eine Aussage zur Aufstellung von Wahllisten für Mandate. Darin wird festgeschrieben,
daß bei den entsprechenden Listen unter drei aufeinanderfolgenden Listenplätzen jeweils minde-
stens eine Frau vorgeschlagen werden soll. Das bedeutet, daß beispielsweise bei einer Liste mit 
15 Personen jeweils mindestens eine Frau auf den Plätzen 1-3, 4-6, 7-9, 10-12 und 13-15 vorge-
schlagen wird. 

Die Nominierung von Frauen auf den Landeslisten für die Bundestagswahl verdeutlicht, ob die Lan-
desverbände die Satzungsänderung umgesetzt und den Beschluß zur politischen Gleichstellung von
Frauen und Männern ernst genommen haben. 

Zu den Landesverbänden, die auf allen Listenplätzen die Frauen analog der Satzung aufgestellt ha-
ben, gehören Brandenburg und Bremen. Da in Brandenburg die Liste bis zu Platz 5 zog, gelang And-
rea Voßhoff (Platz 2) und Katharina Reiche (Platz 4) der Einzug in den Bundestag. In Bremen hat-
ten die beiden aufgestellten Frauen auf Platz 3 und 5 nur deshalb kein Chance, weil über die Liste
nur der erste Kandidat Erfolg hatte. 

In Baden-Württemberg erfolgte die Listenplazierung für Frauen überaus günstig, denn es wurden
mehr Frauen in den Dreierblöcken nominiert als zwingend vorgeschrieben. Da die Liste bis Platz 11
zog, gelang der Einzug in den Bundestag vier Frauen (eine davon wurde direkt vom Wahlkreis 
gewählt).

In Niedersachsen wurde bis Platz 18 die Satzung angewendet, zwischen Platz 19 und Platz 30 fehl-
ten die Frauen. Die geballte Aufstellung von Frauen auf den hinteren Listenplätzen (auf Platz 31, 32,
33, 36 und 37) nützte ihnen wenig, denn die Liste zog nur bis Platz 23. Sechs Frauen sind über die
Landesliste Mitglied des Bundestages geworden, bei einer korrekten Anwendung der Satzung hät-
ten es mindestens 7 Frauen sein müssen.

Ähnlich erfolgte die Listenplazierung in Nordrhein-Westfalen: bis Platz 21 ist in jedem Dreier-Block
eine Frau nominiert, dann gibt es Lücken: auf den Plätzen 22 bis 24 fehlt eine Frau und zwischen den
Plätzen 31 bis 42 fehlen 4 Frauen. Auf den hinteren Listenplätzen tauchen Frauen wieder häufiger
auf, immerhin hat Nordrhein-Westfalen von 81 Listenplätzen 29 mit Frauen besetzt. 9 Frauen 
(1 über Wahlkreis) gelang der Sprung in den Bundestag, bei einer korrekten Befolgung der Satzung
hätten es mindestens 12 sein können.

In Sachsen und Thüringen werden Frauen in den Dreierblöcken bis Platz 12 wie in der Satzung vor-
gesehen berücksichtigt. In dem Block Platz 13, 14 und 15 fehlt jeweils eine Frau, was dann durch
eine mehrfache Aufstellung in den darauf folgenden Plätzen auszugleichen versucht wird. Da in 
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beiden Landesverbänden nur wenige bzw. überhaupt kein Listenplatz zog, waren die Kandidatinnen
auch nicht besonders betroffen.

In Mecklenburg-Vorpommern wurden trotz 12 Listenplätzen Frauen nur auf Platz 1 und 4 nomi-
niert. Bei einer Listenziehung bis Platz 4 gelang diesen beiden Frauen der Einzug in den Bundestag. 

In Schleswig-Holstein wurden Frauen bis Platz 6 entsprechend der Satzung berücksichtigt, dann
entstand bis Platz 12 eine Lücke , ebenfalls in dem Block von Platz 16 bis 18 fehlte mindestens eine
Frau. Wäre die Satzung korrekt angewandt worden, hätten mindestens 3 Frauen die Chance gehabt,
Mitglied des Bundestages zu werden, so sind es nur zwei. 

Ähnlich wurde in Sachsen-Anhalt verfahren: bis Platz 5 wurden Frauen angemessen aufgestellt,
dann fehlen sie, aber ab Platz 11 bis Platz 19 tauchen wieder  fünf Frauen auf. Da die Liste nur bis
Platz 6 zog, haben Frauen zumindest keine negativen Einbußen erlitten. 

Auf den Listen des Saarlandes, von Hamburg und Rheinland-Pfalz fehlen auf den ersten drei Plätzen
jeweils eine Frau. Für die saarländischen Frauen wirkte sich die Listenplazierung negativ aus, denn
die Liste zog nur bis Platz 3, so daß keine Frau aus dem Saarland im Bundestag sitzt. In Rheinland-
Pfalz wurden ab Platz 4 in allen folgenden Dreier-Blöcken Frauen aufgestellt. Mehr als drei Frauen
konnten es kaum schaffen, denn die Liste griff nur bis Platz 11. In Hamburg hatte der 4. Listenplatz,
der mit einer Frau besetzt war, gerade noch die Chance, in den Bundestag zu kommen. Mit Ausnah-
me des Fehlens auf den ersten drei Plätzen, wurden in Hamburg die Vorgaben der Satzung hinsicht-
lich der Listenplazierung von Frauen eingehalten.

In Berlin wurden auf 19 Listenplätzen 8 Frauen plaziert. Während in mehreren Dreier-Blöcken
mehr als eine Frau aufgestellt wurden, fehlen sie auf Platz 4, 5 oder 6. Dennoch gelang zwei Kandi-
datinnen bei einer Listenziehung bis Platz 7 der Sprung in den Bundestag. 

Die Listenaufstellung in Hessen enthält in vielen Dreier-Blöcken insbesondere auf den vorderen
Plätzen Lücken, in denen die Frauen nicht vorkommen. Auch wenn von 65 Listenplätzen 28 mit
Frauen besetzt sind, so sind Frauen überwiegend ab dem 20. Listenplatz zu finden. Da die Liste bis
Platz 15 zog, hätten 5 Frauen erfolgreich sein können, es sind aber nur drei Frauen aus Hessen in
den Bundestag eingezogen. 

Wenn in allen Landesverbänden die Satzungsänderung hinsichtlich der Listenplazierung von Frau-
en bei der Aufstellung der Kandidaten für die Bundestagswahl korrekt angewandt worden, hätten
acht Frauen mehr die Chance auf ein Bundestagsmandat gehabt. 
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Landesliste des Landesverbandes Bremen
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